
Volksbegehren „Wahlbeteiligung bestimmt Parteienförderung“ 

 

Der Nationalrat möge eine Koppelung der Parteienförderung an die Wahl-

beteiligung beschließen. An die Parteien soll nurmehr ein fix-Betrag pro 

Stimme aus dem Parteienförderungstopf ausbezahlt werden. Die restli-

chen Mittel (Anteil Nicht-Wähler:innen) sollen in ein neu zu verankerndes 

Verfassungsorgan für eine partizipative Weiterentwicklung der Demokra-

tie fließen. 

 
Grundsätzlich wollen wir mit diesem Volksbegehren die gesellschaftliche 
Debatte rund um die notwendige Weiterentwicklung der Demokratie/De-
mokratie-Reformen wieder stärker anregen. Wir sehen bei den Parteien 
zu wenig Bewegung zu diesem Themenkomplex. 
Mit einer Debatte rund um eine Senkung der Parteienförderung bzw. eine 
Koppelung an die Wahlbeteiligung, möchten wir mit diesem Thema einer-
seits die Parteien direkt adressieren. Andererseits ist es uns ein Anliegen, 
dass die Bevölkerung bestmöglich in die Weiterentwicklung der Demokra-
tie eingebunden werden soII. Mit einer Anpassung der Parteienförderung 
hin zu einer Demokratie-Förderung, können für partizipative Prozesse und 
ein neues Verfassungsorgan Mittel frei werden, ohne dass dafür zusätzli-
ches Steuergeld aufgewendet wird! 
 
ein neues Demokratie-Reform-Verfassungsorgan soII deshalb: 
> ähnlich der Volksanwaltschaft und des Rechnungshofes aIs Organ des 
Nationalrats geschaffen werden und wirken. 
> laufend partizipative Prozesse organisieren und abhalten (Bürger:innen-
Räte uä), im Rahmen derer gemeinsam mit Expert:innen Potentiale für 
Demokratie-Reformen eruiert und Vorschläge für die Weiterentwicklung 
der Demokratie erarbeiten werden. 
(Österreich-Konvent 2.0) 
> wie auch die Volksanwaltschaft, das Recht auf Mitwirkung an der Erle-
digung der an den Nationalrat gerichteten Petitionen und Bürgerinitiativen 
(gem Art 148a Abs 5 B-VG) übertragen bekommen. 
 
Beispielhaft können dabei zusätzlich sein 
> die Schaffung eines dauerhaften Bürger:innen-Rats zur ständigen 
Weiterentwicklung der Demokratie (am Beispiel Ost-Belgien, Aachen, Pa-
ris;) 
> die Abhaltung eines Österreich-Konvents 2.0 unter Einbeziehung von 
Expert:innen UND per Zufallsprinzip geladener Bürgerinnen. 
 



Die Abläufe und die Ergebnisse von Demokratie-Reform-Prozessen sollen 
der Öffentlichkeit nachvollziehbar kommuniziert werden. 
Ergebnisse/Gesetzesvorschläge sollen im Rahmen der parlamentari-
schen Gesetzgebung und von Volksabstimmungen zur Entscheidung ge-
langen. 
 


